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ANWESENHEITSLISTE 

Erster Bürgermeister 

Erster Bürgermeister Thomas Söder,  

2. Bürgermeister 

2. Bürgermeister Veit Popp,  

3. Bürgermeister 

3. Bürgermeister Dr. Gerd Kühlbrandt,  

Mitglieder des Stadtrates 

Stadträtin Claudia Büttner,  
Stadträtin Melanie Datscheg,  
Stadtrat Klaus Hittinger,  
Stadtrat Günter Hofmann,  
Stadtrat Joachim Karl,  
Stadträtin Elisabeth Keck,  
Stadtrat Michael Lisowski,  
Stadträtin Johanna Maiwald,  
Stadtrat Thomas Müller,  
Stadtrat Manuel Reitberger,  
Stadtrat Marco Stiefler,  
Stadträtin Stefanie Stollberger,  
Stadtrat Hans-Jürgen Wich,  
Stadtrat Ludwig Wolf,  
Stadtrat Peter Wolf,  
Stadtrat Roland Zoeke,  

Schriftführer/in 

Verw.-Angestellte Martina Bartl,  
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von der Verwaltung 

Verw.-Fachwirt Marc Hilbert,  
Verw.-Amtsrat Markus Pflaum,  
Verw.-Angestellter Tobias Dorn,  

 

Gäste 

  Patricia Reinhardt,  

 

Entschuldigt: 

Mitglieder des Stadtrates 

Stadtrat Andreas Groh,  
Stadträtin Yvonne Walz,  

von der Verwaltung 

Verw.-Fachwirt Uwe Schardt,  
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TAGESORDNUNG 
 

Öffentliche Sitzung 
 
 1 Haushalt 2026  
  
  

 1.1 Anträge aus den Fraktionen  
   
   

   1.1.1 SPD-Fraktion: Antrag zur Erstellung eines kommunalen Hitze-
aktionsplanes für die Stadt Hallstadt 

Kä/477/2026 

    
    

   1.1.2 Bündnis 90/Die Grünen: Antrag auf ein Hitzeschutzkonzept auf 
dem Marktplatz 

Kä/478/2026 

    
    

   1.1.3 BBL/FW-Fraktion: Antrag auf Errichtung einer PV-Anlage auf 
dem Schuldach Hallstadt 

Kä/483/2026 

    
    

 1.2 Verabschiedung Haushalt 2026 Kä/473/2026 
   
   

 2 Benennung Seniorenbeauftragte BGM/072/2026 
  
  

 3 Örtliche Prüfung der Jahresrechnung 2024 durch den ehemaligen Rech-
nungsprüfungsausschuss; Stellungnahme der Sachgebiete zu den einzel-
nen Prüfungsbemerkungen 

Kä/476/2026 

  
  

 4 Antrag auf Baugenehmigung (17/26) zur Nutzungsänderung von Lagerbe-
reich zu einer Indoor-Minigolf-Anlage mit Service u. Cafe-Bereich mit Frei-
schankfläche im bestehenden Gebäude auf dem Grundstück FlNr. 1792/1  
Gmkg. Hallstadt - Emil-Kemmer-Straße 13 

BA/351/2026 

  
  

 5 Interkommunale Zusammenarbeit - ARGE B²H²; 
Beschluss zur Fortführung der Interkommunalen Arbeitsgemeinschaft 
Bamberg/Bischberg/Hallstadt/Hirschaid für den Zeitraum 01.01.2027 bis 
zum 31.12.2030 

BGM/071/2026 

  
  

 6 Mitteilungen  
  
  

 7 Wünsche und Anfragen  
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Erster Bürgermeister Thomas Söder eröffnete um 18:00 Uhr die öffentliche Sitzung des 
Stadtrates. Er stellt die ordnungsgemäße Ladung, die Anwesenheit der Mehrheit der 
Stadtratsmitglieder und somit die Beschlussfähigkeit des Stadtrates fest. 
 
Folgende Protokolle lagen während der Sitzung zur Einsichtnahme auf; Widersprüche wurden 
nicht erhoben: 
 
Niederschrift über die öffentliche Sitzung des Stadtrates am Mittwoch 24.06.2026 
Niederschrift über die nichtöffentliche Sitzung des Stadtrates am Mittwoch 24.06.2026 
 
Es erfolgte sodann Eintritt in die 
 

TAGESORDNUNG 

 

Öffentliche Sitzung 
 
 

 
TOP  1 Haushalt 2026 
  
  
 
 
 

 
TOP  1.1 Anträge aus den Fraktionen 
  
  
 
 
 

 
TOP  
1.1.1 

SPD-Fraktion: Antrag zur Erstellung eines kommunalen Hitzeaktionsplanes 
für die Stadt Hallstadt 

  
Der Antrag der SPD Fraktion zum Haushalt 2026 wurde im RIS als Anlage eingestellt. 
 
 
Beschluss: 
 
 
Dem Antrag wird zugestimmt.  
 
Im Haushalt 2026 sind entsprechende Mittel einzustellen.  
 
Die Verwaltung wird beauftragt, mögliche Maßnahmen für einen Hitzeaktionsplan zu sammeln 
und dem Stadtrat vorzustellen. Innerhalb von 6 Monaten ist der Stadtrat über erste Erkenntnis-
se zu informieren.  
 
 
 
 
 
Angenommen: Ja: 19   Nein: 0   
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TOP  
1.1.2 

Bündnis 90/Die Grünen: Antrag auf ein Hitzeschutzkonzept auf dem Markt-
platz 

  
Der Antrag von Bündnis 90/Grüne zum Haushalt 2026 wurde im RIS als Anlage eingestellt. 
 
Beschluss: 
 
 
Der Stadtrat nimmt Kenntnis vom Antrag. 
 
 
Dem Antrag wird zugestimmt. Im Haushalt 2026 sind Mittel einzustellen.  
 
Angebote für mobile Bäume und Sonnensegel sollen von der Verwaltung eingeholt werden. 
 
Für die Befestigung von Sonnensegeln wird auf die Ausführungen des Bauamtes verwiesen. 
 
 
 
 
 
Angenommen: Ja: 19   Nein: 0   
 
 
 

 
TOP  
1.1.3 

BBL/FW-Fraktion: Antrag auf Errichtung einer PV-Anlage auf dem Schuldach 
Hallstadt 

  
Der Antrag der BBL/FW Fraktion zum Haushalt 2026 wurde im RIS als Anlage eingestellt. 
 
 
Stellungnahme der Bauverwaltung: 
 
Eine Nutzung von PV-Strom in der Schule für das Schulhaus würde einen Umbau der Elektro-
verteilung von ca. 30.000 € erfordern. 
 
Derzeit speisen 2 eigene PV Anlagen mit ca. 50 KWp mit Einspeisevergütung ins öffentliche 
Stromnetz Netz ein. 
Auch hier wäre eine Eigennutzung unter den der Voraussetzung des Umbaus möglich und 
durchaus ausreichend zwecks der Leistung. E-Speicher sind mit ca. 700 €/kW anzusetzen. 
 
(Der Grund hierfür ist duale Nutzung von KWK-Strom durch die BHKW`s und PV-Strom nach 
EEG) Die beiden BHKW`s liefern 10 KW/h und heben eine Jahresstromerzeugung von ca. 65 
Ts KWH für größtenteils Eigennutzung.  
 
Überschlägige Berechnung in Sachen Wirtschaftlichkeit: 
 
Amortisierung der Umbaukosten von ca. 30.000 € bei Nutzung der bestehenden PV-Altanlagen 
ohne Mängelbehebung in 5-7 Jahren und von Seiten des Bauamtes überlegungswert. 

 
Eine Erneuerung der Altanlage nach defekt sinnvoller als zusätzliche Neuanlage auf dem 
Hauptbau. Auch kann von einem höheren kWp durch die Erneuerung der PV-Module ausge-
gangen werden, jedoch darf darauf hingewiesen werden, dass ev. alle Rückspeisevergütungen 
wegfallen und üppige Überdimensionierungen wirtschaftlich zu vermeiden sind. 
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Beschluss: 
 
Der Stadtrat nimmt Kenntnis vom Antrag. 
 
Dem Antrag wird zugestimmt. Im Haushalt 2026 sind die Mittel einzustellen. Angebote sollen 
von der Verwaltung eingeholt werden. 
 
 
Angenommen: Ja: 19   Nein: 0   
 
 
 

 
TOP  1.2 Verabschiedung Haushalt 2026 
  
Änderungen von Ansätzen 
 
Es ergeben sich folgende Änderungen wurden zum ersten Haushaltsentwurf: 
 

- Gewerbesteuer 7,2 Mio €/Umlage 1,65 Mio € 
- Sporthalle 1,0 Mio € bisher 1,5 Mio € 
- Museum 500.000 € bisher 1,0 Mio € 
- FFW Fahrzeug Hallstadt 750.000.- erst in 2027 
- Obdachlosenunterkunft neu 20.000.-  
- Löschbecken Kreuzberg neu 20.000.- 
- Rückzahlung Seniorenstiftung 0.- ab 2026 
- Brücke am Sportplatz Hallstadt 200.000.- € 
- Kreisumlage 45% auf 47% jetzt neu 6.881.201,85€ 
- Bebauungsplan Dörfleins FFW Dörfleins 30.000.- € 
- Planung Abwasserleitung Mainbrücke 50.000.-€ 

 
 
Festlegung Förderprogramme 
 
Beschluss:  
 
Die Förderprogramme 
 

- PV-Anlagen und Batteriespeicher (keine Balkon-PV-Anlagen) 
- Lastenrad (reine Lastenräder) 
- Wiederbelebung der Altortbereiche 

 
werden bis zum 31.12.2026 verlängert. Es wird ein zusätzliches Budget in Höhe von 100.000 € 
im Haushalt eingestellt. 
 
Angenommen:  Ja: 19  Nein: 0 
 
 
Vereinsförderung 
 
Beschluss: 
 

Die Vereinsförderung erfolgt im Haushaltsjahr 2026 nach den Richtlinien zu einem Fördersatz 
von 20% der Anschaffungskosten. 
 
Angenommen: Ja: 19  Nein: 0 
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Mensa 
 

Folgende Essenspreise wurden für den Verkauf in der Mensa pro Portion festgesetzt (letzte 
Erhöhung im September 2025): 
 
Krippe   2,80 €     
Kiga      3,30 €   
Schule  4,30 €   
Lehrer  5,30 €  
 
Die Preise sind nicht kostendeckend. Ein entstehendes Defizit wird von der Stadt Hallstadt 
übernommen. 
 
Zur Kenntnis: 
 

Einnahmen aus Essensverkauf: 227.384,90 € 
 
Ausgaben gesamt: 358.557,91 € 

- davon Wareneinkauf 139.445,74 € 
- davon Unterhalt (Reparaturen, Speiseresteverwertung, Strom/Gas) 63.982,70 € 
- davon Personalkosten gesamt:  155.129,47 € 

1. Vergütungen 119.279,10 € 
2. Kassenbeiträge 9.353,11 € 
3. Sozialversicherung 26.497,26 € 

 
Negatives Ergebnis: 131.173,01 € 
 
Anzahl der ausgegebenen Essen im Jahr 2025 gesamt: 77.161 

- davon Schule: 20.400 
- davon Kindergärten/Mittagsbetreuung:  56.761 

 
Beschluss:  
Der Stadtrat der Stadt Hallstadt nimmt das negative Ergebnis zur Kenntnis und beschließt, das 
Defizit im Jahr 2025 und auch weitere Defizite im Folgejahr zu übernehmen.  
 
Es erfolgt eine Erhöhung des Verkaufspreises ab 1.9.2026 
 
Krippe      3,50 € 
Kiga       3,80 € 
Schule   5,00 € 
Lehrer   6,00 € 
 
Angenommen: Ja: 19  Nein:0 
 
 
Wassergebühr 

 
Die Gebühr für Wasser wurde neu mit 3,08 €/Kubikmeter kalkuliert.  
 
Der Stadtrat der Stadt Hallstadt hat die Gebühr für Wasser ab dem 01.01.2025 auf 2,50 
€/Kubikmeter festgesetzt. 
 
Beschluss: 
 
Der Stadtrat der Stadt Hallstadt setzt die Gebühr für Wasser ab dem 01.01.2027 auf 
2,70€/Kubikmeter fest. 
 



 

Öffentliche Sitzung des Stadtrates vom 29.07.2026  Seite 8 von 15 

Angenommen:  Ja: 19  Nein: 0 
 
 
 
 
 
 
Abwasserpreis/Niederschlagswassergebühr 
 
Für das Abwasser wurde ein Preis von 1,65 €/Kubikmeter und für das Niederschlagswasser ein 
Preis von 0,23 €/Quadratmeter kalkuliert.  
 
Beschluss: 
 
Der Stadtrat der Stadt Hallstadt beschließt die Gebühr auf 1,65 €/Kubikmeter Abwasser und die 
Niederschlagswassergebühr auf 0,20€/Quadratmeter festzusetzen. 
 
Angenommen:  Ja: 19  Nein:0 
 
 
Grundsteuer 
 
Die Grundsteuerhebesätze wurde im Rahmen der Grundsteuerreform auf 180 v.H. festgesetzt. 
Es wird vorgeschlagen, die Grundsteuer anzuheben.  
 
Antrag BBL/FW: 
Der Hebesatz der Grundsteuer A und B wird ab dem 01.01.2027 auf 200 v.H. erhöht. 
 
Angenommen:  Ja: 4  Nein: 15 
 
Gegenstimmen: 
Stadträte: M. Stiefler, G. Hofmann, J. Maiwald, S. Stollberger, M. Datscheg, K. Hittinger, T. Mül-
ler, J. Karl, T. Söder, V. Popp, H-J. Wich, M. Reitberger, M. Lisowski, E. Keck, R. Zoeke 
 
Beschluss 1: 
 
Der Hebesatz der Grundsteuer A und B wird ab dem 01.01.2027 auf 220 v.H. erhöht.  
 
Angenommen: Ja: 13  Nein: 6 
 
Gegenstimmen:  
Stadträte C. Büttner, L. Wolf, P. Wolf, M. Reitberger, H-J. Wich, Dr. G. Kühlbrandt  
 
 
Gewerbesteuer 
Der Gewerbesteuerhebesatz beträgt derzeit 310 v.H. Der Landesdurchschnitt beträgt hier 320 
v.H.  
 
Beschluss 2: 
 
Der Hebesatz der Gewerbesteuer wird auf 310 v.H. festgesetzt. 
 
Angenommen: Ja: 19    Nein:   0 
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Beschluss 3: 
 
Der Finanzplan für die Zeit von 2027 bis 2029 wird genehmigt. 
 
Angenommen: Ja: 19    Nein:   0 
 
 
Beschluss 4: 
 
Die weiteren Anlagen zum Haushaltsplan 2026 werden genehmigt. 
 
Zum vorliegenden Stellenplan wird unter Nr. 21 (Schule, Mensa) der Stellenplan in der Entgelt-
gruppe 2 um 0,75 erhöht.  
 
Angenommen: Ja:  19  Nein:   0 
 
 
Beschluss 5: 
 
Der vorgestellte Entwurf des Haushaltsplanes mit der folgenden Haushaltssatzung wird vom 
Stadtrat der Stadt Hallstadt zur Kenntnis genommen und genehmigt: 
 
 

 
Haushaltssatzung 

 

der Stadt Hallstadt, Landkreis Bamberg, für das Haushaltsjahr 
 

2026 
 

Auf Grund der Artikel 63 ff der Gemeindeordnung erlässt der Stadtrat folgende Haushaltssat-
zung: 
 
 

§1 
 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2026 wird  
im Verwaltungshaushalt 
in den Einnahmen und Ausgaben auf je 26.221.800.- € 
 
und im Vermögenshaushalt 
in den Einnahmen und Ausgaben auf je 10.451.400.- € 
festgesetzt. 
 

§ 2 
 

Es werden folgende Kredite aufgenommen: 
 
Darlehen aus LBS – Bausparvertrag C Nr. 7015429801 in Höhe von 1.247.929,55 € 

 

§ 3 
 

Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden nicht festgesetzt. 
 

§ 4 
 

Die Steuersätze (Hebesätze) für Gemeindesteuern werden wie folgt festgesetzt: 
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1. Grundsteuern 

    a) für land- und forstwirtschaftliche Betriebe (A)   180 v.H. 
    b) für die Wohnbebauung (B)      180 v.H. 
 
Ab dem 01.01.2027 werden die Grundsteuern A und B auf jeweils 220 v.H. festgesetzt. 
 
 
2. Gewerbesteuer 
    nach dem Gewerbeertrag      310 v.H. 
 

§ 5 
 

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem 

Haushaltsplan wird auf 4.500.000,00 € festgesetzt. 
 

§ 6 
 

Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 01. Januar 2026 in Kraft. 
 

Hallstadt, den  
 
 

Thomas Söder 
Erster Bürgermeister 
 
 
 
  
Angenommen: Ja: 19   Nein: 0   
 
 
 

 
TOP  2 Benennung Seniorenbeauftragte 
  
Die Stadt Hallstadt hat seit mehreren Jahren für bestimmte Einwohnergruppen städtische Be-
auftragte. Die Beauftragten, die ehrenamtlich tätig sind, sollen Bindeglied zwischen den be-
stimmten Einwohnergruppen und dem Stadtrat sowie der Verwaltung sein. 

Nach dem Bayerischen Seniorenmitwirkungsgesetz (BaySenG) wird die Mitwirkung älterer 
Menschen am gesellschaftlichen und kommunalpolitischen Leben gestärkt. Seniorenbeauftrag-
te bzw. Seniorenvertretungen nehmen dabei eine wichtige Funktion als Bindeglied zwischen 
den Seniorinnen und Senioren, der Stadtverwaltung und dem Stadtrat wahr. Sie bringen die 
Belange der älteren Generation in kommunale Entscheidungsprozesse ein und fördern deren 
gesellschaftliche Teilhabe. 

In der vergangenen Wahlperiode hatte die Stadt Hallstadt einen Seniorenbeauftragten benannt.  

Für die neue Wahlperiode 2026 – 2032 möchte sich Frau Patricia Reinhardt speziell um die 
Belange der Seniorenbeauftragten in Hallstadt und Dörfleins kümmern. 

Es ist deshalb vorgesehen, sie zur Seniorenbeauftragten zu benennen. 

 
 
Beschluss: 
 
Der Stadtrat nimmt vom Sachverhalt Kenntnis und benennt Frau Patricia Reinhardt zur städti-
schen „Generationenbeauftragten 65+“ für die Wahlperiode 2026 bis 2032. 
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Als „Tandempartner“ aus dem Stadtratsgremium wird Ludwig Wolf benannt, der Informationen 
aus dem Stadtrat zum Generationenthema an Frau Reinhardt und in umgekehrter Richtung 
Informationen von der Generationenbeauftragten 65+ in den Stadtrat weiterträgt.  

 
 
Angenommen: Ja: 19   Nein: 0   
 
 
 

 
TOP  3 Örtliche Prüfung der Jahresrechnung 2024 durch den ehemaligen Rech-

nungsprüfungsausschuss; Stellungnahme der Sachgebiete zu den einzelnen 
Prüfungsbemerkungen 

  
Der Rechnungsprüfungsausschuss der Stadt Hallstadt führte zwischen dem 17.11.2025 und 
dem 12.01.2026 die örtliche Rechnungsprüfung für das Jahr 2024 durch. Protokoll, Prüfungs-
bemerkungen und Jahresrechnung wurden zu diesem Punkt im RIS eingestellt.  
 
 
 
Beschluss: 
 
Beschluss 1: 
 
Der Stadtrat der Stadt Hallstadt nimmt Kenntnis vom Sachverhalt. 
 
Die Jahresrechnung 2024 wird wie im Protokoll Anlage 1 festgestellt. 
 
Angenommen:  Ja: 19  Nein: 0 
 
 
Beschluss 2: 
 
Die Entlastung nach Art. 102 Abs. 3 GO wird erteilt. Die Prüfungsfeststellungen sind von der  
Verwaltung soweit erledigt worden. Sie liegen als Erledigungsvermerke der Jahresrechnung 
bei. 
 
Angenommen:  Ja: 18  Nein: 0 
 
Bürgermeister T. Söder nahm an der Beratung und Abstimmung des vorstehenden Punktes 
wegen persönlicher Beteiligung gem. Art. 49 Abs. 1 GO nicht teil. 
 
 
 
 
 
 

 
TOP  4 Antrag auf Baugenehmigung (17/26) zur Nutzungsänderung von Lagerbe-

reich zu einer Indoor-Minigolf-Anlage mit Service u. Cafe-Bereich mit Frei-
schankfläche im bestehenden Gebäude auf dem Grundstück FlNr. 1792/1  
Gmkg. Hallstadt - Emil-Kemmer-Straße 13 

  
Der Antrag auf Baugenehmigung bezieht sich auf ein Grundstück im Geltungsbereich des 
rechtskräftigen Bebauungsplanes „Nr. 31 - Laubanger-Nord“. Innerhalb des Geltungsbereiches 
eines Bebauungsplanes ist ein Vorhaben zulässig, wenn es diesen Festsetzungen nicht wider-
spricht und die Erschließung gesichert ist. Im Bebauungsplan ist an dieser Stelle ein „Gewerbe-
gebiet“ (GE) nach § 8 BauNVO ausgewiesen. 
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Die Bauherren beabsichtigen die Nutzungsänderung einer bestehenden Lagerhalle zu einer 
Indoor-Minigolf-Anlage mit Service- und Cafebereich mit Freischankfläche. Die Nutzfläche der 
Minigolfanlage wird mit 787,33 m² auf zwei Etagen angegeben. Den Planunterlagen ist zu ent-
nehmen, dass die Lagerhalle in der Außenansicht weitestgehend unberührt bleibt. Lediglich auf 
der Westseite des Gebäudes ist eine Fluchttreppe als 2. Rettungsweg ins Freie geplant. Zur 
Realisierung der Freischankfläche wird eine alte ca. 1,50 m breite Laderampe abgebrochen und 
ein ca. 3,59 m tiefer Außenbalkon mit Rollstuhlrampe errichtet. Das Bauvorhaben löst einen 
Stellplatzbedarf in Höhe von 13 Stellplätzen aus, die auf dem bestehenden Parkplatz auf dem 
Grundstück nachgewiesen werden können. 
 
Für das Bauvorhaben wurden keine Befreiungen oder Ausnahmen von den Festsetzungen des 
Bebauungsplanes beantragt. Hinsichtlich des Brandschutzes sind zwei Abweichungen notwen-
dig, welche vom Landratsamt Bamberg als untere Bauaufsichtsbehörde im Rahmen des Bau-
ordnungsrechts zu prüfen sind. 
 
Nach Art. 66 BayBO sind den Eigentümerinnen und Eigentümern der benachbarten Grundstü-
cke der Lageplan und die Bauzeichnungen zur Zustimmung vorzulegen. Die Zustimmung zum 
Bauvorhaben wurde von den Nachbarn erteilt.  
 
Aus Sicht der Verwaltung ist das Bauvorhaben in diesem konkreten Einzelfall städtebaulich ver-
tretbar, das gemeindliche Einvernehmen kann erteilt werden. 
 
Beschluss: 
 
Es wird Kenntnis genommen vom vorgenannten Antrag auf Baugenehmigung. 
 
Das Bauvorhaben befindet sich im Geltungsbereich des rechtskräftigen Bebauungsplanes „Nr. 
31, Laubanger Nord“. 
 
Im Bebauungsplan ist an dieser Stelle ein „Gewerbegebiet“ (GE) nach § 8 BauNVO festgesetzt. 
 
Befreiungen von den Festsetzungen des Bebauungsplanes wurden nicht beantragt. 
 
Es wurden folgende Abweichungen von bauordnungsrechtlichen Vorschriften beantragt: 
 
- Fehlender Raumabschluss zwischen EG u. OG (Art. 29 Abs. 1 BayBO)  
- Innenliegende Treppe aufgrund geschossoffener Verbindung (Art. 33 BayBO) 
 
Die Beurteilung der Abweichungen obliegt aus bauordnungsrechtlicher Sicht dem Landratsamt 
Bamberg. 
 
Die Erschließung ist durch den Baubestand bereits gesichert. 
 
Erforderliche Stellplätze sind in ausreichender Art und Anzahl auf Grundlage der Stellplatzsat-
zung der Stadt Hallstadt nachzuweisen. 
 
Das Einvernehmen wird erteilt. 
 
Angenommen: Ja: 19   Nein: 0   
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TOP  5 Interkommunale Zusammenarbeit - ARGE B²H²; 
Beschluss zur Fortführung der Interkommunalen Arbeitsgemeinschaft Bam-
berg/Bischberg/Hallstadt/Hirschaid für den Zeitraum 01.01.2027 bis zum 
31.12.2030 

  
Der erste Bebauungsplan „Hafengebiet – Süd“ (Verfahren von 06/1963 bis 05/1970) sah für das 
heutige Gewerbegebiet „Laubanger“ ursprünglich die Ansiedlung von Industrie- und Gewerbe-
betrieben vor. In der damaligen Zeit bestand für großflächigen Einzelhandel noch kein Rege-
lungsbedarf, bauleitplanerische Steuerungselemente, wie diese heute Anwendung finden, wa-
ren nicht vorhanden. So war ein Jahrzehnt später in den Randgebieten der Städte („auf der 
grünen Wiese“ in so genannten „nicht-integrierten Lagen“) ein unkontrolliertes Wachstum an 
Einzelhandelsflächen festzustellen. Der rechtliche Grundsatz, dass Bauleitpläne benachbarter 
Kommunen aufeinander abzustimmen sind geriet hierdurch in Schieflage. Ein weiterer Grund-
satz, den es zu beachten gilt, ist, dass sich Kommunen auch auf die ihnen durch die Ziele der 
Raumordnung zugewiesenen Funktionen sowie auf Auswirkungen auf ihre zentralen Versor-
gungsbereiche berufen können (§ 2 Abs. 2 BauGB). 
 
Zur besseren Abstimmung untereinander gründeten am 17.06.2002 die Kommunen Bamberg, 
Bischberg, Hallstadt und Hirschaid eine Besondere Arbeitsgemeinschaft (ARGE B²H²). Grund-
lage der Zusammenarbeit sind die ARGE-Vereinbarung, die im Laufe der Jahre immer wieder 
Anpassungen erfuhr, sowie das Interkommunale Entwicklungskonzept der Gesellschaft für 
Markt- und Absatzforschung mbH, München (GMA) aus dem Jahr 2022. Die ARGE B²H² dient 
als Beratungs- und Koordinierungsgremium und verfolgt insbesondere folgende Ziele: 
 

➢ enge Zusammenarbeit der Mitgliedskommunen, 
➢ einheitliches Auftreten gegenüber Investoren, 
➢ schnellere und transparente Abstimmungsverfahren, 
➢ gemeinsame Steuerung großflächiger Einzelhandelsvorhaben, 
➢ Schutz der Innenstädte und Nahversorgungszentren, 
➢ Sicherung einer geordneten städtebaulichen Entwicklung. 

 
Vorteile dieser Zusammenarbeit sind: 
 

➢ standardisierte und effizientere Verfahren, 
➢ Zeit- und Ressourceneinsparungen, 
➢ besseren Informationsaustausch, 
➢ konsequente Steuerung neuer Einzelhandelsflächen, 
➢ Schutz zentraler Versorgungsbereiche vor unerwünschten Entwicklungen. 

 
Hierbei bleibt jedoch festzustellen, dass die ARGE B²H² nicht in die kommunale Planungshoheit 
eingreift und keine Entscheidungs- oder Sanktionsbefugnisse besitzt. Sie übernimmt vielmehr 
eine beratende und moderierende Funktion zwischen den Beteiligten. Die Projektsteuerung 
wurde auf Grundlage eines Beratervertrages vom 20.12.2018 dem Fachbüro dwplanung, Alten-
burger Str. 34, 96049 Bamberg, übertragen. 
 
Bei der letztjährigen Vollversammlung der ARGE B²H² am 05.12.2025 gaben, vorbehaltlich ei-
ner späteren Zustimmung der zuständigen Gremien, die noch amtierenden rechtlichen Vertreter 
der jeweiligen Kommunen (Oberbürgermeister der Stadt Bamberg sowie die Ersten Bürgermeis-
ter der Kommunen Hallstadt, Hirschaid und Bischberg) eine Absichtserklärung ab, die inter-
kommunale Kooperation für weitere vier Jahre ab dem 01.01.2027 bis zum 31.12.2030 fortset-
zen zu wollen. Hierbei wurde zudem die Empfehlung ausgesprochen, die bewährte Projekt-
steuerung und Geschäftsführung weiterhin an das Fachbüro dwplanung, Altenburger Str. 34, 
96049 Bamberg, zu übertragen. 
 
Die Kosten der Geschäftsstelle betragen maximal 20.000 € jährlich und werden mit Städtebau-
fördermittel von der Regierung von Oberfranken bezuschusst. Die bisherige Förderquote betrug 
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hierbei 60 Prozent, die verbleibenden 8.000 €/Jahr teilen sich die ARGE-Kommunen wie folgt 
untereinander auf: 

- Stadt Bamberg 50,00 % 
- Hallstadt, Hirschaid, Bischberg anteilig: 16,66 % 

 
Da mit der Fortführung der ARGE B²H² eine finanzielle Verpflichtung über mehrere Haushalts-
jahre verbunden ist, bedarf die weitere Beteiligung der Stadt Hallstadt eines erneuten Grund-
satzbeschlusses durch den Stadtrat Hallstadt. 
Für die Stadt Hallstadt ergeben sich bei einer Laufzeit von 4 Jahren somit rund 5.400 €, was 
jährlichen Haushaltsmitteln von ca. 1.350 € entspricht. 
 
Die ARGE hat sich als wirksames Instrument zur interkommunalen Steuerung des großflächi-
gen Einzelhandels bewährt. Um Innenstädte zu stärken, Konkurrenz zwischen den Kommunen 
zu vermeiden und eine geordnete Entwicklung sicherzustellen, sollte die Zusammenarbeit ein-
schließlich der Geschäftsführung durch das Büro dwplanung, Altenburger Str. 34, 96049 Bam-
berg bis Ende 2030 fortgesetzt werden. 
 
Beschluss: 
 
Der Stadtrat nimmt die Ausführungen zur Kenntnis. 
 
Der Stadtrat Hallstadt stimmt der Fortführung der interkommunalen Zusammenarbeit auf Grund-
lage der bestehenden ARGE-Vereinbarung zur Sicherung einer geordneten städtebaulichen 
Entwicklung und zur Vermeidung interkommunaler Konkurrenz bei der Ansiedlung großflächiger 
Einzelhandelsunternehmen um weitere vier Jahre, beginnend am 1. Januar 2027 bis zum 31. 
Dezember 2030 zu.  
 
Ebenso befürwortet der Stadtrat Hallstadt eine weitere Projektsteuerung bis zum 31.12.2030 
durch das Büro dwplanung, Altenburger Str. 34, 96049 Bamberg. 
 
Die Verwaltung wird beauftragt, die Steuerung und Beurteilung bei Ansiedlungsersuchen von 
großflächigen Einzelhandelsprojekten im Stadtgebiet weiterhin auf Grundlage des Interkommu-
nalen Entwicklungskonzepts der GMA (2022) unter Anwendung des bewährten Prüf- und Mode-
rationsverfahren vorzunehmen. 
 
Entsprechende Mittel in Höhe von jeweils 1.400 € sind für die Jahre 2027-2030 in den Haushalt 
einzustellen.  
 
Die Verwaltung wird beauftragt, den Beschluss entsprechend umzusetzen. 
 
Angenommen: Ja: 19   Nein: 0   
 
 
 

 
TOP  6 Mitteilungen 
  

- ÖPNV Schulverbund, Hallstadt hat sich gegen eine Beteiligung ausgesprochen 
 

- Verkehrsschau hat ergeben, dass der Schulweghelfer-Übergang errichtet werden kann 
(Verlängerung Pfarrgasse in Richtung Bahnhofstraße) 
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TOP  7 Wünsche und Anfragen 
  
Stadtrat M. Stiefler: 
Durch die Wasserknappheit im Leitenbach/Stöckigbach kommt es wieder zum Fischsterben. Ich 
bitte um Prüfung, ob Staustufen eingebaut werden können.  
 
Erster Bürgermeister: 
Nachdem die Problematik wiederholt aufgetreten ist, wurden bereits Gespräche mit der Natur-
schutzbehörde geführt. Dies hatte zum Ergebnis, dass das Stauen des Wassers nicht so ein-
fach ist, um die Durchgängigkeit des Gewässers nicht zu beeinträchtigen.  
 
Stadtrat P. Wolf: 
Parksituation in der Bahnhofstraße spitzt sich zu. Parkverbot ist nicht ausreichend beschildert. 
Hotelgäste parken zunehmend in Parkverbotszone der Bahnhofstraße.  
 
Stadtrat M. Reitberger: 
Die Parkflächen um das Freibad werden zunehmend stark frequentiert, sodass auch in der 
Feuerwehrzufahrt geparkt wird. Um weitere Strafzettel zu vermeiden, wäre es gut, wenn weitere 
Parkflächen, z.B. auf dem CTIP-Gelände möglich wären. 
 
Stadträtin C. Büttner: 
Erwähnt lobend Herrn Thomas Haderlein, der in Eigeninitiative die städtischen Bäume auf dem 
Friedhof gießt. Ein solch umsichtiges Verhalten ist sehr lobenswert und wünschenswert.  
 
Stadtrat T. Müller: 
Im Hinblick auf die anstehende Kirchweih auf dem Marktplatz regt er zur Überlegung an, ob 
man den Standort des Auto-Scooters nochmal überdenken könnte.  
 
 
  
 
 
 

 
 
 
Mit Dank für die rege Mitarbeit schließt Erster Bürgermeister Thomas Söder um 20:06 Uhr die 
öffentliche Sitzung des Stadtrates. 
 
 
 
 
 
 
 

Thomas Söder    Martina Bartl 
Erster Bürgermeister    Schriftführer/in 
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